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Am Sonnabend veröffentlichte die 
Neue Osnabrücker Zeitung ein Inter-
view mit dem Fraktionsvorsitzenden 
der Linken im Saarländischen Land-
tag, Oskar Lafontaine. Ein Auszug:
Die Flüchtlingspolitik der Linken ist ge-
nauso falsch wie die der anderen Partei-
en, weil sie 90 Prozent der Flüchtlinge 
mehr oder weniger außen vor lässt. Nur 
zehn Prozent schaffen es, in die Indust-
riestaaten zu kommen. 90 Prozent hun-
gern oder sterben anderswo an Krank-
heiten oder vegetieren in Lagern. Meine 
Überzeugung ist: Man muss dort helfen, 
wo die Not am größten ist. Aktuell wen-
den wir für die Versorgung und Betreu-
ung der Flüchtlinge in einem Industrie-
staat pro Kopf das 135fache dessen auf, 
was wir pro Flüchtling in den Lagern 
und Hungergebieten bereitstellen. Ich 
verstehe nicht, warum man in einer Art 
Nationalhumanismus den allergrößten 
Teil der Hilfe auf die Menschen kon-
zentriert, die es geschafft haben, nach 
Deutschland zu kommen, während man 
den Millionen in den Lagern und Hun-
gergebieten nur wenig hilft. (…)

Ich höre immer wieder: »Lange Jah-
re habt ihr uns erzählt, es ist kein Geld 

da für unsere Anliegen, für den so-
zialen Wohnungsbau, für eine bessere 
Rente, für eine bessere Arbeitslosen-
versicherung. Und jetzt auf einmal sind 
viele Milliarden verfügbar.« Leute, 
die im Wohlstand leben, haben damit 
keine Probleme, Menschen, die am 
Monatsende nicht wissen, wie sie ihre 
Rechnungen bezahlen sollen, dagegen 
schon. Alle Parteien haben diesen Men-
schen keine zufriedenstellende Antwort 
gegeben. Und das Tragische ist, dass sie 
dann AfD wählen, obwohl die AfD eine 
neoliberale Partei ist. Sie spricht sich 
gegen einen starken Sozialstaat und ein 
gerechtes Steuersystem aus.
Vollständiger Text: www.noz.de

Der Deutsche Freidenker-Verband, 
Landesverband Nord e. V. (DFV Nord) 
veröffentlichte am Sonntag folgende 
Stellungnahme: 
Der DFV Nord wünscht der XXIII. 
Internationalen Rosa-Luxemburg-Kon-
ferenz wieder ein erfolgreiches Gelin-
gen.

Wie in den vielen letzten Jahren ist 
die Konferenz am Tag vor der Ehrung 
der ermordeten Rosa Luxemburg und 

Karl Liebknecht ein wichtiges Signal 
für den Kampf um Frieden, Völker-
verständigung, interkulturellen Dialog, 
gegen Antisemitismus und für die Ver-
breitung und Bekanntmachung der jun-
gen Welt. Die Tageszeitung ist für eine 
aufklärerische Berichterstattung unver-
zichtbar. Leserinnen, Leser, Organisa-
tionen, Vereine und Parteien dürfen und 
sollen sich mit Inhalten auseinanderset-
zen und auch aus unserer Sicht kritisch 
begleiten. Für uns ist es befremdlich, 
wenn bei der umstrittenen Preisverlei-
hung der Zeitung NRhZ an Ken Jebsen 
im Kino Babylon (Berlin) am 14. De-
zember 2017 der Verbandsvorsitzende 
des Deutschen Freidenker-Verband e. 
V., Klaus Hartmann, zum Thema »Fa-
ke News« referiert und hier die junge 
Welt mit in diese Kategorie einbezo-
gen wird. Für uns spielt die junge Welt 
nicht »die publizistische Kompanie der 
NATO-Kriegstreiber«, wie von Klaus 
Hartmann behauptet. Der Vorstand des 
DFV Nord sieht die junge Welt anders 
verortet und wünscht ihr weiter eine er-
folgreiche tägliche Arbeit und vor allen 
Dingen auch weiter zahlreiche interna-
tionale Konferenzen.

M it Parolen wie »Alle 
Jahre wieder. Haste mal 
’ne Milliarde?« und 

»Schluss mit MurkS 21« demons-
trieren Gegner des Tiefbahnhofs 
trotz schlechten Wetters jede Wo-
che montags. Für den 15. Januar 
ruft das Aktionsbündnis gegen 
»Stuttgart 21« zur 400. Demo auf. 
Was versprechen Sie sich davon?

Unsere Bewegung ist die größte und 
am längsten andauernde gegen ein 
gigantisches Verkehrsprojekt in Eu-
ropa. Seit zehneinhalb Jahren gibt es 
Proteste, seit sieben Jahren wöchent-
liche Montagsdemos und eine ständi-
ge Mahnwache. Dort werden sowohl 
Informationen zu dem zerstörerischen 
Großprojekt des Tiefbahnhofs angebo-
ten als auch Tee.

Von einem Erfolg der Bewegung 
zu sprechen, wäre vermessen. Der 
Bahnhof wird ständig teurer, die 
Bauzeit zieht sich, die Bauarbei-
ten aber gehen unbeirrt weiter.

Eben nicht, es gibt Überraschungen 
und Unterbrechungen. Gerade hat die 
Bahn zugeben müssen, dass die Inbe-
triebnahme des Bahnhofs nicht 2023 
sein wird. Mit der Fertigstellung ist 
frühestens Ende 2024 zu rechnen. Der 
Kostenrahmen von 6,5 Milliarden 
Euro ist mittlerweile auf neun Milliar-
den Euro angestiegen – laut Berichten 
des Bundesrechnungshofs sollen es 
zehn sein, laut dem Nachrichtenmaga-
zin Spiegel sogar mehr.

Skandalmeldungen häufen sich, 
aber von der Landesregierung 
war bisher kein »jetzt ist aber 
Schluss« zu vernehmen?

Die Landesregierung, seit 2011 von 
dem grünen Ministerpräsidenten Win-
fried Kretschmann angeführt, besteht 
aus Wendehälsen. Im Grunde weiß sie, 
dass zutrifft, was wir vom Aktions-
bündnis gegen S 21 sagen: Dass der 
Tiefbahnhof nie zu Ende gebaut wird, 

es ein Fass ohne Boden ist, Kosten 
weiter explodieren. Sie weiß, dass die 
Tunnelbauer des Bahnprojekts ge-
fährliche Gesteinsschichten mit dem 
Kunstharz Anhydrit zähmen: Kommt 
dieses Mineral mit Wasser in Berüh-
rung, quillt es auf, sprengt alles weg – 
selbst Tunnelverkleidungen aus Beton. 
Sie macht dennoch weiter, weil sie 
weiß, dass die ihr angehörenden Poli-
tiker im Ruhestand sein werden, wenn 
S 21 gestoppt wird.

Viele haben diese Regierung ge-
wählt, weil sie versprochen hatte, 
das Projekt zu stoppen.

S 21 ist ein Sicherheitsrisiko; abseh-
bar eine Investitionsruine. Ausdauernd 
hartnäckiger Einsatz hat Chancen zu 
siegen; wie etwa auch die Bewegung 
der Atomkraftgegner. Sie hat Jahr-
zehnte gekämpft – dann kam 1986 
Tschernobyl, später die Katastrophe 
in Fukushima 2011. Siehe da, der Aus-
stieg wurde beschlossen. Beim 1985 
fertiggestellten Brüter Kalkar wurde 
jede Menge Geld verbaut – er ging nie 
in Betrieb. Bei S 21 ist Ähnliches zu 
erwarten.

Am 30. September 2010, dem 
»schwarzen Donnerstag«, gab 
es einen brutalen Polizeieinsatz. 
Es gab Verletzte. Die Bewegung 
gegen S 21 hat sich dennoch nicht 
zurückgezogen.

Auf dem Höhepunkt der Bewegung 
demonstrierten 100.000 und mehr 
Menschen. Wir hatten noch geglaubt, 
Die Grünen würden den Bau stoppen. 
Nachdem sie an die Regierung kamen, 
waren weniger Menschen aktiv, nur 
bis zu 1.500 Leute bei Montagsdemos. 
Der harte Kern bleibt im Widerstand.

Ziehen Sie anlässlich der bevor-
stehenden 400. Demo Bilanz: Wie 
hat sich Protestbewegung über 
die Jahre verändert?

Wie bei den Atomkraftgegnern ent-
wickeln sich viele zu Fachleuten. Den 
Befürwortern gehen dagegen die Argu-
mente aus. Niemand in Stuttgart be-
hauptet noch, das Projekt sei sinnvoll, 
ungefährlich, nicht überteuert. Wer 
sich im Widerstand gegen ein Ver-
kehrsprojekt organisiert, den interes-
siert auch die breite Bewegung »Recht 
auf Stadt«. Die stellt den Zusammen-
hang her zur Immobilienspekulation, 
Stadtzerstörung, weiteren Problemen. 
Internationale Solidarität gibt es aus 
Florenz, Venedig, wo ähnlich unnüt-
ze Großprojekte aus dem Boden ge-
stampft werden. Diskutiert wurden 
kapitalistische Interessen dahinter so-
wie Schlussfolgerungen daraus für den 
Widerstand und die Zusammenarbeit 
von Bürgerbewegungen.

Wie begehen Sie den 400. Protest-
tag? 

Es wird eine Mischung aus Kultur und 
Politik. Der Regisseur Volker Lösch 
und die Kabarettistin Christine Prayon 
von der »Heute-Show« werden reden. 
Wir haben Grund zu feiern, das Pro-
jekt S 21 wird kippen. Der Aufsichtsrat 
der Bahn tagt Ende Januar. Für dessen 
Mitglieder wird es zum Problem, die-
sem unwirtschaftlichen Projekt weiter 
zuzustimmen. Wenn es schiefläuft, 
können sie dafür persönlich zur Ver-
antwortung gezogen werden.

� Interview: Gitta Düperthal

»Die Landesregierung besteht 
aus Wendehälsen«

Friedensbomben

Polizeianwärter

Neujahrsansprache von Kim Jong Un

Schießexperten des Tages 

Das fängt ja gut an. Hamburgs 
Polizei startet mit einem 
»bundesweit einmaligen Pi-

lotprojekt«, wie die Hamburger Mor-
genpost das am Sonnabend nannte, 
ins neue Jahr. Am heutigen Dienstag 
will der Chef der Polizeiakademie, 
Thomas Model, elf frühere Bundes-
wehr-Soldaten der Öffentlichkeit 
vorstellen, die am Neujahrstag in den 
Polizeidienst übernommen wurden. 
Mit dem Anheuern von Soldaten re-
agiere man auf eine zu geringe Zahl 
von Bewerbern, so die Mopo.

Dass die Ausbildung der neuen 
Polizeimeisteranwärter von 30 auf 
18 Monate verkürzt wird, erklärt das 
Blatt mit ihrem »beruflichen Back-
ground«. Die ehemaligen Unterof-
fiziere und Feldwebel (vier Frauen, 
sieben Männer) hätten »Grundkennt-
nisse von Rechtsgrundlagen beim 

Einschreiten und können auch mit 
Schusswaffen umgehen«. Klingt 
plausibel, aber seit wann braucht 
man bei der Hamburger Polizei 
Kenntnisse von Rechtsgrundlagen?

Wie vom G-20-Gipfel im Juli 
bekannt sein dürfte, gilt für Polizei-
beamte in der Hansestadt das John-
Wayne-Motto: Das Gesetz bin ich. 
Wichtiger wäre insofern, die neuen 
Azubis in den Gebrauch von Schlag-
stock und Pfefferspray einzuweisen 
– beim Gebrauch der Schusswaffen 
dagegen Zurückhaltung anzumah-
nen. Vielleicht so: Merkt euch, Leu-
te, linke Demonstranten verprügeln 
wir erst mal nur, also nicht gleich 
schießen!

Die Mopo kennt noch einen 
Vorteil des Uniformwechsels von 
olivgrün zu blau. Für die Exsolda-
ten entfalle die Ausbildung an den 
Sturmgewehren, die Hamburgs Ord-
nungshüter für den »Kampf gegen 
den Terror« angeschafft hätten. In 
Hamburg (und nicht nur dort) hat 
man aus dem als G-20-Gipfel ge-
tarnten Manöver von Polizei und 
Bundeswehr, das Panzerwagen und 
Spezialeinsatzkommandos im Schan-
zenviertel einschloss, offenbar einen 
klaren Schluss gezogen: Die Milita-
risierung der Polizei läuft prima, also 
weiter so!� Kristian Stemmler

Mit Atomraketen zum 
Frieden? Nur wenige 
vernünftige Stimmen 

haben in den letzten Jahren darauf 
verwiesen, was die Demokratische 
Volksrepublik Korea mit ihrem 
Nuklearprogramm tatsächlich be-
zweckt: Nämlich Abrüstung. Sie 
hatten, inmitten eines hysterischen 
westlichen Pressekanons über den 
»Irren von Pjöngjang«, recht. Tat-
sache ist auch: Die nordkoreanische 
Regierung ist alles andere als irre, 
sondern im Gegenteil außenpoli-
tisch höchst berechenbar. Sie plant 
weder einen Weltkrieg noch einen 
Erstschlag gegen die USA. Es geht 
ihr um Absicherung, um eine Nicht-
angriffsgarantie. Und um die Redu-
zierung des immensen Etats für das 
konventionelle Militär. 

In seiner Neujahrsansprache hat 
Kim Jong Un, oberster Befehlsha-
ber der nordkoreanischen Armee, 
die Komplettierung des nuklearen 
Kriegsarsenals verkündet: Sein 
Land könne alle Gebiete der USA 
mit Raketen erreichen, Atomwaffen 
sollen nun in Serie produziert wer-
den. Neben der obligaten Drohung 
gegen die Vereinigten Staaten regte 
Kim allerdings die Verbesserung 
der Beziehungen zu Südkorea an – 
zur anstehenden Winterolympiade 
im Süden werde gar eine Beteili-
gung mit einer Delegation aus dem 
Norden geprüft. Das südkoreani-
sche Präsidialamt begrüßte Kims 
Rede. 

Eine Annäherung wird ein langer 
und nicht einfacher Prozess sein. 
Noch immer befinden sich die Staa-
ten im Kriegszustand, der nur durch 
einen – bald 65 Jahre alten – Waf-
fenstillstand unterbrochen ist. Die 

Gegend um die »Demarkationsli-
nie«, die die Halbinsel durchschnei-
det, ist diejenige mit der höchsten 
Militärdichte weltweit. Alleine die 
(von Nord nach Süd und umge-
kehrt) gerichteten Artilleriewaffen 
könnten innerhalb von Minuten 
ganze Großstädte vernichten. 

In Korea gäbe es, im Norden 
wie im Süden, keine Gewinner im 
Falle eines erneuten Waffengangs. 
Das wissen beide Regierungen. So 
sind Kims Raketen auch weniger 
eine Drohung an den Nachbarn als 
vielmehr gegen die USA. Im Korea-
krieg kämpften US-Truppen (unter 
dem Label der Vereinten Nationen) 
gegen den Norden, der wiederum 
maßgeblich von der VR China 
unterstützt wurde. Auch diese geo-
politische Komponente hat sich bis 
heute nicht geändert: Südkorea ist 
eine riesige US-Garnison, und die 
Provokationen des US-Präsidenten 
Donald Trump richten sich zwar 
gegen die Regierung Kim Jong 
Uns, meinen aber China. Auf welch 
plumpem Niveau sich dies ab-
spielt, zeigen die jüngsten Ausfälle 
Trumps: Erst vor wenigen Tagen 
behauptete er, China liefere trotz 
eines Embargos Öl an Nordkorea. 
Beweise blieb er schuldig, und Sinn 
ergibt seine Erzählung ebenfalls 
nicht: Es existiert eine Pipeline 
zwischen China und der DVRK, 
weshalb also sollte Öl auf hoher 
See auf Schiffe umgeladen werden? 

Nordkoreas Ziel ist ein Friedens-
vertrag mit den USA. Dieses dürfte 
nun realisierbar sein – vor allem 
dank der nuklearen Abschreckung. 
Die Außenpolitik des Landes war 
und ist berechenbar – und erfolg-
reich. 

Sebastian Carlens

Politiker stoppen »Stuttgart 21« nicht, obwohl Die Grünen mit der 
Forderung Wahl gewonnen haben. Gespräch mit Winfried Wolf
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Winfried Wolf ist Chefredakteur der 
Zeitschrift Lunapark 21 und Mitglied 

im Wissenschaftlichen Beirat von 
ATTAC. Er ist seit 1995 aktiv gegen 

»Stuttgart 21«

Abgeschrieben

Winfried Wolf: Abgrundtief und bo-

denlos. Stuttgart 21 und sein absehba-

res Scheitern. Papyrossa-Verlag, Köln 

2017, 120 Seiten, 11,90 Euro, unter ande-

rem erhältlich über jungewelt-shop.de

»400. Montagsdemo für Um-

stieg 21«: Montag, 15. Januar, 18 Uhr, 

vor dem Stuttgarter Hauptbahnhof


